
Der monatliche Newsletter                         rund um Steuern Februar 2019

kompakt
Liebe Leserin, liebe Leser,

seit September 2018 kann das sogenannte Baukindergeld 
über die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KFW) beantragt 
werden.
Gefördert werden der erstmalige Neubau und der Er-
werb von Wohneigentum zur Selbstnutzung, für welches 
bei Neubauten die Baugenehmigung zwischen dem 
01.01.2018 und dem 31.12.2020 erteilt wurde oder beim 
Kauf von bestehenden Gebäuden der notarielle Kaufvertrag 
zwischen dem 01.01.2018 und dem 31.12.2020 unter-
zeichnet worden ist.
Weitere Voraussetzung ist, dass das zu versteuernde 
Haushaltseinkommen im Durchschnitt des zweiten und 
des dritten Jahres vor der Antragstellung max. 90.000 € 
beträgt. Für das zweite und jedes weitere Kind erhöht sich 
diese Grenze um jeweils 15.000 €.
Die Förderung beträgt 1.200 € jährlich für jedes im Haus-
halt lebende Kind unter 18 Jahren auf einen Zeitraum von 
10 Jahren, insgesamt also 12.000 € pro Kind.
Die Vorschrift beinhaltet jedoch eine ganze Reihe an Fall-
stricken, die unbedingt beachtet werden müssen:
Der Antrag muss spätestens 3 Monate nach dem Einzug 
gestellt werden. Wiederum 3 Monate nach Antragstellung 
müssen die benötigten Nachweise (Einkommensteuer-
bescheide, Meldebestätigungen und Grundbuchauszug) 
nachgereicht werden. Beide Vorgänge sind nur online über 
das KFW-Zuschussportal möglich.
Berücksichtigt werden nur Kinder, die zum Zeitpunkt der 
Antragstellung noch nicht 18 Jahre sind. Wird das Kind 
einen Tag danach 18, wird das Baukindergeld auf 10 Jahre 
ausgezahlt. Wird ein Kind einen Tag nach Antragstellung 
geboren, kann es nicht berücksichtigt werden.
Außerdem darf der antragstellende Haushalt zum Zeitpunkt 
des Antrags keinerlei weiteres (selbstgenutztes oder ver-
mietetes) Wohneigentum besitzen.
Wie Sie den Ausführungen entnehmen können, kann 
insbesondere der Termin der Antragstellung entscheidend 
sein. Dieses bietet aber auch Gestaltungsmöglichkeiten, 
z.B. bei der Höhe des Einkommens. 
Dies sind nur die wesentlichen Regelungen. Sollten Sie 
Fragen zu diesen und weiteren Details haben, sprechen 
Sie uns an. Wir helfen Ihnen gerne.

Baukindergeld

➔  Einkommensteuer……………………………………………

*Erklärungen siehe Seite 4

Diie Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag 
sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteils-
eigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.	

Termine März 2019*

Umsatzsteuer4              11. 3. 2019      14. 3. 2019	  8. 3. 2019
Sozialversicherung5		 27. 3. 2019		    entfällt	    entfällt

Kapitalertragsteuer
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer	 11. 3. 2019	 14. 3. 2019	 8. 3. 2019
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer	 11. 3. 2019	 14. 3. 2019	 8. 3.2019
Kirchensteuer
Solidaritätszuschlag

Lohnsteuer, Kirchensteuer
Solidaritätszuschlag3	 11. 3. 2019	 14. 3. 2019	 8. 3. 2019

  Steuerart	    Fälligkeit     Ende der Schonfrist bei Zahlung 
		                        durch Überweisung1	   Scheck2

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträge fällig werden:

Extras für Arbeitnehmer
Steuerfreies Jobticket
Arbeitgeber können ihren Mitarbeitern ab 2019 den Weg zur Arbeit 
steuerlich schmackhaft machen. Zuschüsse und Sachbezüge für die 
Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel im Linienverkehr, etwa mittels Job-
Ticket, sind seit Jahresbeginn von der Steuer befreit. Die Steuerbefreiung 
umfasst auch private Fahrten im öffentlichen Personennahverkehr. Ziel 
ist es, die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel attraktiver zu gestalten 
und mittelbar auch Umwelt- und Verkehrsbelastungen zu senken. Die 
Steuerbefreiung gilt jedoch nur, wenn Arbeitgeber die Leistung zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erbringen. Sie gilt daher nicht für 
Arbeitgeberleistungen, die durch Umwandlung des ohnehin geschulde-
ten Arbeitslohns finanziert werden. Für Arbeitgeber hat das den Vorteil, 
dass sie das JobTicket nicht mehr in die monatliche 44€ Freigrenze für 
ihre Mitarbeiter einbeziehen müssen. Auch eine etwaige pauschale 
Besteuerung fällt weg.
Hinweis: Arbeitnehmer sollten wissen, dass die steuerfreie Leistung 
im Rahmen ihrer Einkommensteuererklärung auf die Entfernungspau-
schale angerechnet wird. Ihr Werbungskostenabzug mindert sich ggf. 
entsprechend.

➔  Einkommensteuer………………………………
Private Kfz.-Nutzung
Wertansatz begrenzbar?
Die private Nutzung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs (Kfz) kann pau-
schal nach der sog. 1 %Regelung besteuert werden. Dies setzt seit 2006 
voraus, dass das Kfz zu mindestens 50 % betrieblich genutzt wird. Der 
Bundesfinanzhof hatte erst kürzlich entschieden, dass es nicht geboten 
sei, im Umkehrschluss die nach der 1 %Regelung ermittelte Nutzungsent-
nahme auf 50 % der Gesamtaufwendungen für das Kfz zu begrenzen.
Diese Entscheidung könnte nun das Bundesverfassungsgericht kippen. 
Gegen die Entscheidung des Bundesfinanzhofs ist mittlerweile Verfas-
sungsbeschwerde erhoben worden.
Hinweis: Betroffene Streitfälle sollten mit Verweis auf das anhängige 
Verfahren offengehalten werden.
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Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze ab 1. Januar 2016:
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Zeitraum

Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der Fälligkeit seines Anspruchs den 
Schuldner durch eine Mahnung in Verzug setzen. Der Mahnung gleichgestellt 
sind die Klageerhebung sowie der Mahnbescheid.

Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn
n für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist,
n die Leistung an ein vorausgehendes Ereignis anknüpft,
n der Schuldner die Leistung verweigert,
n besondere Gründe den sofortigen Eintritt des Verzugs rechtfertigen.

Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und 
Zugang einer Rechnung ein; dies gilt gegenüber einem Schuldner, der 
Verbraucher ist, allerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung besonders 
hingewiesen wurde.
Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger den Zugang der Rechnung (nöti-
genfalls auch den darauf enthaltenen Verbraucherhinweis) bzw. den Zugang 
der Mahnung beweisen.
Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu verzinsen. Der Verzugszinssatz 
beträgt für das Jahr fünf Prozentpunkte bzw. für Rechtsgeschäfte, an denen 
Verbraucher nicht beteiligt sind, neun Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.
Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahrs um 
die Prozentpunkte, um welche die Bezugsgröße seit der letzten Veränderung 
des Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. Bezugsgröße ist der Zinssatz 
für die jüngste Hauptrefinanzierungsoperation der Europäischen Zentralbank 
vor dem ersten Kalendertag des betreffenden Halbjahrs.

Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen

Im Geschäftsverkehr gilt insbesondere Folgendes:

n 	Vertragliche Vereinbarung von Zahlungsfristen ist grundsätzlich nur noch 
bis maximal 60 Kalendertage (bei öffentlichen Stellen als Zahlungspflichtige 
maximal 30 Tage) möglich.

n 	Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der 
Gegenleistung.

n 	Erhöhung des Verzugszinssatzes von acht auf neun Prozentpunkte über 
dem jeweiligen Basiszinssatz.

n 	Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem 
Tag nach deren Ende, ansonsten 30 Tage nach Rechnungszugang bzw. 
30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder Dienstleistungsempfangs.

n 	Mahnung ist entbehrlich: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort 
Verzugszinsen verlangen, sofern er seinen Teil des Vertrags erfüllt hat, er 
den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und der Schuldner für 
den Zahlungsverzug verantwortlich ist.

n 	Einführung eines pauschalen Schadenersatzanspruchs in Höhe von 
40 € für Verwaltungskosten und interne Kosten des Gläubigers, die in 
Folge des Zahlungsverzugs entstanden sind 
(unabhängig von Verzugszinsen und vom 
Ersatz externer Beitreibungskosten).

n 	Abnahme- oder Überprüfungsverfah-
ren hinsichtlich einer Ware oder Dienstleis-
tung darf grundsätzlich nur noch maximal 
30 Tage dauern.

VERZUGSZINSEN

➔  Umsatzsteuer…………………………………

Geschäftsveräußerung 
im Ganzen
Klarstellung für Einzelfall
Veräußert ein Unternehmer sein Geschäft, unter-
liegt dieser Vorgang nicht der Umsatzsteuer. Der 
Veräußerer darf deshalb keine Umsatzsteuer in 
Rechnung stellen und der Erwerber hat keinen 
Vorsteuerabzug. Eine solche Geschäftsveräuße-
rung im Ganzen liegt vor, wenn der Erwerber mit 
den übernommenen Gegenständen das Unter-
nehmen fortführen kann und dies auch beabsich-
tigt. Veräußert der Unternehmer hingegen nur 
einzelne Gegenstände, liegen umsatzsteuerbare 
Umsätze vor.
Unter Beachtung dieser Grundsätze liegt eine 
Geschäftsveräußerung im Ganzen vor, wenn der 
Inhaber einer auf einem fremden Grundstück 
betriebenen Gaststätte das gesamte Inventar der 
Gaststätte veräußert und der Erwerber gleich-
zeitig das Grundstück vom Eigentümer pachtet. 
Zwar ist insbesondere beim Erwerb einer seit vie-
len Jahren bestehenden Gaststätte erforderlich, 
dass der Erwerber über dasselbe Geschäftslokal 
wie der Veräußerer verfügt. Dazu reicht es aber 
aus, dass der Erwerber das Grundstück aufgrund 
eines eigenen Mietvertrags mit dem Eigentümer 
nutzen kann. Unerheblich ist, ob zeitlich zuerst 
die Anmietung des Geschäftslokals oder die 
Veräußerung des Inventars erfolgt.
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

➔  Einkommensteuer………………………………

Spendenabzug
Berechnung des Höchstbetrags
Spenden und Mitgliedsbeiträge zur Förderung 
steuerbegünstigter Zwecke können insgesamt bis 
zu 20 % des Gesamtbetrags der Einkünfte oder 
vier Promille der Summe der gesamten Umsätze 
und der im Kalenderjahr aufgewendeten Löhne 
und Gehälter als Sonderausgaben berücksichtigt 
werden.
Dabei ist nach Auffassung des Finanzgerichts 
des Saarlandes bei der Berechnung der „Summe 
der gesamten Umsätze“ für den Sonderausga-
benabzug auf die insgesamt im Kalenderjahr 
des Spendenabzugs erzielten Umsätze und nicht 
auf die Umsätze eines möglicherweise abwei-
chenden Wirtschaftsjahrs abzustellen. Etwaige 
hierdurch erforderliche Nebenrechnungen sind 
hinzunehmen.
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Rechtsanwaltskosten wegen Erbstreitigkeiten können als außergewöhnliche 
Belastung anerkannt werden. Voraussetzung ist, dass der Rechtsstreit einen 
für den Steuerpflichtigen existenziell wichtigen Bereich oder den Kernbereich 
menschlichen Lebens betrifft. Nur eine daraus ableitbare Zwangslage, die 
eine Rechtsverfolgung trotz unsicherer Erfolgsaussichten existenziell erfor-
derlich macht, kann die Berücksichtigung als außergewöhnliche Belastung 
rechtfertigen.
Diese Voraussetzungen liegen nicht vor, wenn dem Erben ausreichend an-
dere nicht streitbefangene Einkünfte zur Bestreitung seines Lebensunterhalts 
zur Verfügung stehen und eine Schuldübernahme aus dem Nachlass, z. B. 
durch eine Ausschlagung der Erbschaft, hätte vermieden werden können.
(Quelle: Urteil des Finanzgerichts Nürnberg)

Verwaltungsakte, insbesondere Steuerbescheide, 
die durch die Post übermittelt werden, gelten als 
am dritten Tag nach der Aufgabe zur Post als be-
kanntgegeben (sog. Zugangsvermutung). Dies gilt 
nicht, wenn der Verwaltungsakt nicht oder zu einem 
späteren Zeitpunkt zugegangen ist. Im Zweifel hat 
das Finanzamt den Zugang und Zeitpunkt des Zu-
gangs nachzuweisen. Vom Bekanntgabetag hängt 
der Beginn der einmonatigen Rechtsbehelfsfrist ab.
Die Zugangsvermutung gilt auch, wenn das Finanz-
amt einen privaten Postdienstleister beauftragt hat. 
Trägt aber der Empfänger eines Verwaltungsakts 
substantiiert vor, diesen später erhalten zu haben, 
muss überprüft werden, ob durch organisatorische 
und betriebliche Vorkehrungen beim privaten 
Postdienstleister sichergestellt ist, dass der Verwal-
tungsakt innerhalb von drei Tagen beim Empfänger 
ankommt. Zweifel hieran können sich z.  B. dann 
ergeben, wenn der private Postdienstleister einen 
Subunternehmer beauftragt hat und erhaltene Briefe 
erst einen Tag später an ihn weiterleitet. Wenn solche 
Zweifel bestehen, muss das Finanzamt den Zeitpunkt 
des Zugangs nachweisen.
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

Vermietung von Hotelapartment
Privat oder gewerblich?
Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung erzielt, wer im Privatvermögen 
gehaltene Vermögensgegenstände (z.  B. Wohnungen, Häuser) gegen 
Entgelt einem anderen zeitlich begrenzt zur Nutzung überlässt. Es muss 
beabsichtigt sein, auf die voraussichtliche Dauer der Vermietung einen 
Überschuss der Einnahmen über die Werbungskosten zu erzielen. Bei 
einer auf Dauer angelegten Vermietung ist grundsätzlich vom Vorliegen 
der Einkünfteerzielungsabsicht auszugehen.
Bei Gewerbeimmobilien ist dagegen die Einkünfteerzielungsabsicht stets 
im Einzelfall zu prüfen und festzustellen.
Das Hessische Finanzgericht hatte zu entscheiden, welcher Einkunftsart 
(Vermietung und Verpachtung oder Gewerbebetrieb) die Vermietung 
eines sich in einem Hotelkomplex befindlichen Apartments an die Hotel-
betriebsgesellschaft zuzuordnen ist. Der Mietvertrag war im Urteilsfall mit 
einem nutzungsabhängigen Entgelt ausgestaltet. Streitig war, ob in einem 
solchen Fall typisierend von einer Einkünfteerzielungsabsicht ausgegangen 
werden konnte.
Das Gericht entschied, dass es sich um die Vermietung einer Wohnung 
und um Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung handelt.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden.
Hinweis: Die Vermietung einer Ferienwohnung kann die Merkmale eines 
Gewerbebetriebs erfüllen, wenn die Wohnung in einer Ferienwohnanlage 
„hotelmäßig“ angeboten wird.

Außergewöhnliche Belastung
Streit ums Erbe

ERBSCHAFT

Zeitpunkt nachweisen

Bekanntgabe des 
Steuerbescheids

➔  Verfahrensrecht ....………………………

Der Bundesrat hat Mitte Dezember  2018 das 
sog.  Qualifizierungschancengesetz gebilligt und 
damit den Weg dafür frei gemacht, dass u. a. die 
derzeit befristet geltenden höheren Zeitgrenzen für 
eine sozialversicherungsfreie kurzfristige Beschäfti-
gung dauerhaft (d. h. über den 31. Dezember 2018 
hinaus) beibehalten werden. Demnach liegt eine 
kurzfristige Beschäftigung vor, wenn die Beschäf-
tigung innerhalb eines Kalenderjahrs auf längstens 
drei Monate oder 70 Arbeitstage begrenzt ist. Damit 
werden insbesondere Betriebe, für die Saisonarbeit 
einen besonders hohen Stellenwert hat, wie in der 
Landwirtschaft sowie im Hotel- und Gaststättenge-
werbe, entlastet.
Obacht: Eine kurzfristige Beschäftigung unterliegt 
grundsätzlich keiner Verdienstbeschränkung. Über-
steigt das Entgelt jedoch 450  € im Monat, muss 
der Arbeitgeber prüfen, dass die Tätigkeit nicht 
berufsmäßig ausgeübt wird. D. h. die Beschäftigung 
darf für den Arbeitnehmer nur von untergeordneter 
Bedeutung sein. Anderenfalls liegt eine sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigung vor.

Kurzfristige Beschäftigung
70-Tage-Regelung bleibt
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Sie fragt ihn: „Warum laufen Sie mir die ganze Zeit
hinterher?” Er: „Jetzt, wo Sie sich umdrehen, frage
ich mich das auch.”

1	 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteuer-
anmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. 
des dem Anmeldungszeitraum folgenden Monats 
(auf elektronischem Weg) abgegeben werden. 
Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder 
Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen 
werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine 
Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts 
am Tag der Fälligkeit erfolgt.

2	 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass 

die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des 
Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt 
werden.

3	 Für den abgelaufenen Monat.
4	 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristver-

längerung für den vorletzten Monat.
5	 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich 

am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Mo-
nats fällig. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 
empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen 
Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabeter-

min für die Beitragsnachweise. Diese müssen 
der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei 
Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.03.2019, 
0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. 
der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die 
Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an 
den Beauftragten übermittelt werden. 

	 Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach Feier-
tagen fällt.

Eine betriebliche Altersversorgung liegt u. a. vor, wenn einem 
Arbeitnehmer Leistungen der Alters-, Invaliditäts- oder Hinter-
bliebenenversorgung aus Anlass seines Arbeitsverhältnisses vom 
Arbeitgeber zugesagt werden. Um das Altersvorsorgesparen 
über die Gehaltsabrechnung attraktiver zu machen, ist bereits 
seit dem 1. Januar 2018 das Betriebsrentenstärkungsgesetz 
in Kraft, woraus sich neue gesetzliche Regelungen bei Direktver-
sicherungen, Pensionskassen und Pensionsfonds ergeben haben. 
Hervorzuheben sind hieraus
n 	die Anhebung des steuerfreien Förderrahmens bei der Ge-

haltsumwandlung,
n 	die Einführung des sog. Sozialpartnermodells (reine Beitrags-

zusage als neue Zusageart) sowie
n 	die Einführung eines neuen steuerlichen Förderbetrags für 

Geringverdiener.
Ab dem 1. Januar 2019 ist beim Abschluss von Neuverträ-
gen nunmehr zudem ein verpflichtender Arbeitgeberzuschuss 
in Höhe von 15 % zu leisten, sofern sich Arbeitgeber aus der 
Entgeltumwandlung Sozialversicherungsbeiträge sparen. Die 
tatsächliche Höhe der eingesparten Sozialversicherungsbeiträge 
ist für die Höhe des Zuschusses unerheblich. Der Zuschuss ist 
zudem „tarifdispositiv“, d. h. in Tarifverträgen kann zuungunsten 
des Arbeitnehmers abgewichen werden.
Hinweis: Für Altverträge greift der obligatorische Arbeitgeber-
zuschuss erst ab dem Jahr 2022.

Ein Sicherheitszuschlag zur Ermittlung der Besteuerungsgrund-
lagen bei einer nicht ordnungsgemäßen Buchführung ist nur 
unter bestimmten Voraussetzungen möglich.
Im Rahmen einer Betriebsprüfung bei einem Bäckerei-Café 
mit mehreren Filialbetrieben wurde festgestellt, dass für die 
eingesetzten Kassensysteme die vollständigen Programm-
dokumentationen fehlten. Weiterhin lagen die Warenaufschlag-
sätze unter dem mittleren Aufschlagsatz vergleichbarer Cafés. 
Auch ein Zeitreihenvergleich zeigte extreme Schwankungen. 
Aufgrund dieser Feststellungen schätzte das Finanzamt 10 % 
der erklärten Betriebseinnahmen hinzu. Das Finanzgericht Köln 
hatte erhebliche Bedenken gegen einen Sicherheitszuschlag von 
10 %, zumal sich dieser aufgrund der hohen Nettoeinnahmen 
der Unternehmerin stark auswirken würde. Demnach müssen für 
einen Sicherheitszuschlag in dieser Höhe andere Auffälligkeiten 
vorliegen, wie z. B. nachweisbar nicht erfasste Wareneinkäufe 
oder nachweisbar nicht verbuchte Umsätze. Gegebenenfalls ist 
dies durch eine Vermögenszuwachs- oder Geldverkehrsrechnung 
zu unterlegen. Das Finanzamt muss daher darlegen, dass andere 
Schätzungsmethoden nicht möglich waren und dass die Hinzu-
schätzungen schlüssig, wirtschaftlich möglich und im Einklang 
mit den konkreten Prüfungsfeststellungen standen.

➔  Verfahrensrecht ………………………………………………

Betriebsprüfung
Schätzung von Bareinnahmen I

➔  Verfahrensrecht ……………………………

Betriebsprüfung
Schätzung von Bareinnahmen II
Die einzelne Aufzeichnung eines jeden Barumsatzes kann nach 
der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs unzumutbar sein. Wird 
jedoch ein modernes PC-Kassensystem eingesetzt, das sämtliche 
Kassenvorgänge einzeln und detailliert aufzeichnet, ist eine Be-
rufung auf die Unzumutbarkeit der Aufzeichnungsverpflichtung 
nicht (mehr) möglich.
Fehlen Programmierprotokolle für ein solches elektronisches 
Kassensystem, berechtigt dies zu einer Hinzuschätzung von Um-
sätzen, wenn eine Manipulation der Kassen nicht ausgeschlossen 
werden kann. Ein weiteres Indiz für eine nicht ordnungsgemäße 
Kassenführung ist z. B. die Existenz diverser Überwachungsvideos 
in den Betriebsräumen des Unternehmens, wonach Mitarbeiter 
zahlreiche Bezahlvorgänge nicht im Kassensystem erfasst hatten. 
Unter diesen Voraussetzungen besteht ausreichend Anlass, die 
sachliche Richtigkeit der Buchführung zu beanstanden. Eine Hin-
zuschätzung von Umsatz und Gewinn auf der Grundlage einer 
Nachkalkulation ist insoweit zulässig.
(Quelle: Beschluss des Finanzgerichts Hamburg)
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